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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über 

die Übertragung der Aufgaben der 

Vollstreckung öffentlich-rechtlicher 

Geldforderungen in das bewegliche 

Vermögen 

 

Zwischen  

 

• der Alten Hansestadt Lemgo und  

• der Gemeinde Augustdorf, 

• der Stadt Barntrup,  

• der Gemeinde Dörentrup,  

• der Gemeinde Extertal, 

• der Gemeinde Kalletal, 

• der Stadt Lage, 

• der Gemeinde Schlangen  

 

-im folgenden „Vertragsparteien“ genannt- 

 

wird auf der Grundlage der §§ 2, 3 Abs. 2, 5 und 6, 4 Abs. 8 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 10.07.2025 (GV. NRW. S. 618) und gemäß §§ 1, 23 ff. des Gesetzes über 

kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 

vom 10.07.2025 (GV. NRW. S. 618) folgende delegierende öffentlich-rechtliche 

Vereinbarung getroffen: 
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Präambel 

 

Seit dem 01.01.2018 haben die Stadt Barntrup und die Gemeinden Dörentrup, 

Extertal und Kalletal die Aufgaben der Vollstreckung öffentlich-rechtlicher 

Geldforderungen auf die Alte Hansestadt Lemgo übertragen, und zwar per öffentlich-

rechtlicher Vereinbarung. (Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Lippe vom 

10.01.2018).  

 

Zum 01.01.2026 ist die Gemeinde Schlangen dieser Vereinbarung beigetreten. 

(Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Lippe vom 27.10.2025). 

 

Zum 01.10.2026 treten die Gemeinde Augustdorf und die Stadt Lage ebenfalls der 

genannten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung bei. Deshalb wird diese hiermit erneut 

ergänzt. 

 

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung 

 

(1) Gemäß § 23 Abs. 1 Alternative 1 GkG NRW übernimmt die Alte Hansestadt 

Lemgo von den Vertragsparteien die Aufgaben der Vollstreckungsbehörde gemäß §§ 

1 und 2 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(VwVG NRW), soweit diese die Beitreibung vollstreckbarer öffentlich-rechtlicher 

Geldforderungen in das bewegliche Vermögen betreffen, in ihre Zuständigkeit 

(delegierende Aufgabenübertragung).  

 

(2) Die Alte Hansestadt Lemgo übernimmt die in Absatz 1 genannten Aufgaben im 

Wege der delegierenden Übertragung von den Vertragsparteien in ihre 

Zuständigkeit, so dass nach § 23 Abs. 2 Satz 1 GkG NRW das Recht und die Pflicht 

zur Erfüllung der Aufgaben auf die Alte Hansestadt Lemgo übergehen.  
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§ 2 Übertragene Aufgaben 

 

(1) Die von der Alten Hansestadt Lemgo übernommenen Aufgaben umfassen die 

Innen- und Außendienstaufgaben der Beitreibung vollstreckbarer öffentlich-

rechtlicher Geldforderungen als Vollstreckungsbehörde gemäß §§ 1 und 2 VwVG 

NRW sowie der dazu erlassenen Rechtsverordnungen. Auch die in der Verordnung 

zur Ausführung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (VO VwVG NRW) 

zugelassenen Forderungen sind Gegenstand der übertragenen Aufgaben. Zu den 

übertragenen Aufgaben zählen insbesondere 

- Pfändungen  

- Abnahme der Vermögensauskunft 

- Vollstreckung in das bewegliche Vermögen 

- Bearbeitung von Insolvenzverfahren und Schuldenbereinigungsverfahren  

- Bearbeitung von Widerspruchs- und Klageverfahren  

 

(2) Die Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen verbleibt bei den jeweiligen 

Kommunen.  

(3) Die Organisation der Vollstreckungsbehörde obliegt der Alten Hansestadt Lemgo.   

 

§ 3 Personal  

 

Das zur Erfüllung der in § 2 genannten Aufgaben erforderliche Personal wird von der 

Alten Hansestadt Lemgo gestellt. Noch gültige Personalgestellungsverträge gelten 

fort.  
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§ 4 Vollziehungskräfte  

 

Die Vertragsparteien stellen sicher, dass die eidlichen Verpflichtungen der 

Vollziehungskräfte gemäß § 11 Abs. 2 VwVG NRW jeweils im Hinblick auf die 

beteiligten Städte und Gemeinden erfolgen.  

 

§ 5 Kostenerstattung und Auszahlung der eingenommenen Beträge 

 

(1) Die Verteilung sämtlicher Kosten auf die Vertragsparteien erfolgt nach einer 

gesonderten Vereinbarung („Betriebskostenvereinbarung“). 

 

(2) Die Alte Hansestadt Lemgo rechnet wöchentlich die mit der Beitreibung der 

Geldforderungen erzielten Einnahmen (Hauptforderung und Nebenforderungen) ab 

und überweist diese an die jeweilige Vertragspartei.  

 

§ 6 Daten 

 

Die Vertragsparteien stellen der Alten Hansestadt Lemgo die zur Durchführung der 

Aufgaben notwendigen Daten in der aus Sicht der Alten Hansestadt Lemgo 

erforderlichen Form zur Verfügung. 

 

§ 7 Aufsicht und Prüfung 

 

Die Prüfung und Aufsicht erfolgt durch die für die Alte Hansestadt Lemgo 

zuständigen Stellen. Die örtliche Rechnungsprüfung der Alten Hansestadt Lemgo 

bezieht die übertragenen Aufgaben mit in ihre Prüfungen ein. 
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§ 8 Haftung, Schiedsgericht 

 

(1) Die Vertragsparteien stellen sich untereinander von Haftungsansprüchen, die aus 

den Handlungen der vertretenden Personen gegen sie geltend gemacht werden 

können, frei.  

 

(2) In allen Fragen der Durchführung oder Beendigung dieser Vereinbarung ist das 

Einverständnis der Vertragsparteien anzustreben. Bei Streitigkeiten über Rechte und 

Verbindlichkeiten aus dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung ist der Rechtsweg 

ausgeschlossen. Die Klärung dieser Streitigkeiten wird einem Schiedsgericht 

übertragen, das paritätisch mit je einem Vertreter der Parteien zu besetzen ist. Die 

Entscheidung des Schiedsgerichtes ist einstimmig zu treffen. Die Parteien 

unterwerfen sich der Entscheidung dieses Schiedsgerichts. Die Mitglieder des 

Schiedsgerichtes sind bei Bedarf von den beteiligten Kommunen zu benennen. Für 

das schiedsrichterliche Verfahren gelten die §§ 1025 ff. Zivilprozessordnung (ZPO). 

 

(3) Kommt eine Einigung durch das Schiedsverfahren gem. Ziffer 7.2 nicht zustande, 

so gilt die Zuständigkeitsregelung der Aufsichtsbehörde gem. § 30 GkG NRW. 

 

§ 9 Laufzeit und Kündigung der Vereinbarung 

 

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Jeder Partner kann die 

Vereinbarung mit einer Frist von drei Monaten zum Jahresende ordentlich kündigen. 

Für eine außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund gilt § 314 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). Die Kündigung hat dem Partner gegenüber in 

schriftlicher Form zu erfolgen. 
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§ 10 Salvatorische Klausel 

 

(1) Sollten Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise nicht 

rechtswirksam oder nicht durchführbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder 

Durchführbarkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen 

Bestimmungen der Vereinbarung nicht berührt werden. 

 

(2) Das gleiche gilt, sollte sich herausstellen, dass die Vereinbarung eine 

Regelungslücke enthält.  

 

(3) Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmungen oder zur 

Ausfüllung einer Regelungslücke soll eine angemessene Regelung gelten, die, 

soweit rechtlich möglich, dem am nächsten kommt, was die Vereinbarungspartner 

gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck der Vereinbarung gewollt haben 

würden, sofern sie bei Abschluss dieser Vereinbarung oder bei einer späteren 

Aufnahme den Punkt bedacht hätten. 

 

§ 11 Inkrafttreten  

 

Diese ergänzende Vereinbarung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im 

Amtsblatt in Kraft, frühestens jedoch zum 01.10.2026. 

 

Gemeinde Augustdorf 

 

Augustdorf, den 14. Juli 2026  

gez. Dr. Andreas J. Wulf 

Bürgermeister 

 

Stadt Barntrup 

 

Barntrup, den 21. Juli 2026   

gez. Borris Ortmeier  

Bürgermeister 
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Gemeinde Dörentrup 

 

Dörentrup, den 21. Juli 2026  

gez. Friso Veldink 

Bürgermeister 

 

Gemeinde Extertal 

 

Extertal, den 21. Juli 2026   

gez. Christian Sauter 

Bürgermeister 

 

 

Gemeinde Kalletal 

 

Kalletal, den 21. Juli 2026   

gez. Mario Hecker 

Bürgermeister 

 

Stadt Lage 

 

Lage, den 21. Juli 2026   

gez. Matthias Kalkreuter 

Bürgermeister 

 

Alte Hansestadt Lemgo 

 

Lemgo, den 21. Juli 2026   

gez. Markus Baier 

Bürgermeister 

 

Gemeinde Schlangen 

 

Schlangen, den 21. Juli 2026  

gez. Marcus Püster 

Bürgermeister 
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Genehmigung 

 

Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Alten Hansestadt 
Lemgo und den Städten Barntrup und Lage sowie den Gemeinde Augustdorf, 
Dörentrup, Extertal, Kalletal und Schlangen über die delegierende Übertragung der 
Aufgaben der Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Geldforderungen in das bewegliche 
Vermögen wird hiermit gem. § 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Art. 6 
des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. NRW. S. 618), aufsichtsbehördlich genehmigt. 

 

Az.: 140-15 12 40-60 

Detmold, 08.09.2026 

 

Der Landrat 

des Kreises Lippe 

als untere staatliche  

Verwaltungsbehörde 

 

Im Auftrag 

 

 

Osterhage 

 

 

Bekanntmachung 

 

Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die aufsichtsbehördliche 
Genehmigung vom heutigen Tage werden hiermit gemäß § 24 Abs. 3 Satz 1 GkG 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 

 

Az.: 140 - 15 12 40-60 

Detmold, 08.09.2026 
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Der Landrat 

des Kreises Lippe 

als untere staatliche 

Verwaltungsbehörde 

 

Im Auftrag 

 

 

Osterhage 

 

 


